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Antrag
der Abg. Thomas Hentschel und Niklas Nüssle u. a. GRÜNE

und

Stellungnahme
des Ministeriums für Verkehr

Güter gehören auf die Schiene – Kombinierte Verkehre 
in Baden-Württemberg

A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�welche Bedeutung sie dem Kombinierten Verkehr (KV) im Rahmen der Umset-
zung des Güterverkehrskonzepts der Landesregierung beimisst;

2.	�welche Terminals für den Kombinierten Verkehr wir derzeit in Baden-Württem-
berg haben;

3.	�wie sich die Umschlagsmengen im kombinierten Verkehr in Baden-Württem-
berg in den letzten fünf Jahren entwickelt haben;

4.	�wie sie den künftigen Bedarf für neue Terminals oder den Ausbau der vorhande-
nen Terminals sieht;

5.	�welche Neu- und Ausbauplanungen derzeit in Baden-Württemberg bestehen 
und wie deren Stand ist;

6.	�welche Fördermittel vonseiten des Bundes und des Landes für den Ausbau 
solcher Terminals kurz- und mittelfristig zur Verfügung stehen;

7.	�welche Maßnahmen zum Ausbau der Schieneninfrastruktur des Landes und des 
Bundes in Baden-Württemberg zur effizienten Nutzbarkeit durch den kombi-
nierten Güterverkehr sie für erforderlich hält;

8.	�welche grenzüberschreitenden Infrastrukturen insbesondere in die Schweiz und 
nach Frankreich zur effizienten Nutzung des Kombinierten Verkehrs sie für er-
forderlich hält;

9.	�welche politischen Maßnahmen zur Umsetzung eines optimalen kombinierten 
Güterverkehrs aus Sicht der Landesregierung erforderlich sind;
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10. �welche Auswirkungen sie von den derzeitigen Gesetzgebungsprozessen und 
weiteren Regularien auf Bundesebene und in der Europäischen Gemeinschaft 
für Baden-Württemberg erwartet.

8.3.2024

Hentschel, Nüssle, Achterberg, Braun, 
Gericke, Joukov, Katzenstein, Marwein GRÜNE

B e g r ü n d u n g

Die Regierungskoalition hat sich im Erneuerungsvertrag „Jetzt für morgen“ vor-
genommen, das Güterverkehrskonzept des Landes umzusetzen und fortzuentwi-
ckeln. Die Verlagerung auf Schiene und Binnenschiff soll durch Infrastrukturför-
derung von Gleisinfrastruktur, intermodalen Schnittstellen und Umschlagterminals 
sowie durch Digitalisierungsprojekte gefördert werden. Die Verlagerung von Gü-
terverkehren auf die Schiene ist ein wesentliches Element zur Erreichung der Kli-
maschutzziele im Sektor Verkehr.

Der Antrag fragt nach dem Status quo des kombinierten Güterverkehrs in Baden-
Württemberg, Ausbauplanungen für KV-Terminals und entsprechenden Förder-
möglichkeiten.

S t e l l u n g n a h m e * )

Mit Schreiben vom 30. April 2024 Nr. VM5-0141.5-30/40/10 nimmt das Ministeri-
um für Verkehr im Einvernehmen mit dem Ministerium für Wirtschaft, Arbeit und 
Tourismus zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.	�welche Bedeutung sie dem Kombinierten Verkehr (KV) im Rahmen der Umset-
zung des Güterverkehrskonzepts der Landesregierung beimisst;

Der Kombinierte Verkehr ist laut gängiger Güterverkehrsprognosen (z. B. Glei-
tende Langfrist-Verkehrsprognose des Bundesministeriums für Digitales und Ver-
kehr) ein Wachstumsbereich. Demnach ist im Güterverkehrsaufkommen bis zum 
Jahr 2051 ein Wachstum um 73 % im Vergleich zum Jahr 2019 zu erwarten. Es 
handelt sich um das Verkehrssegment mit dem höchsten Aufkommenswachstum.

Das Güterverkehrskonzept beschreibt den Kombinierten Verkehr als eine wesent-
liche Stütze für die Ziele der Transportwende. Daher zahlen viele der erarbeiteten 
und bereits umgesetzten Handlungsfelder auf eine Stärkung des Kombinierten Ver-
kehrs ein. 

Das Handlungsfeld „Kümmerer für den Schienengüterverkehr“ unterstützt mit 
dem Kompetenzzentrum Güterverkehr bei der Nahverkehrsgesellschaft Baden-
Württemberg kostenlos interessierte Firmen beim Einstieg in die Verlagerung und 
der Nutzung des Kombinierten Verkehrs. Die Hemmschwelle für eine Nutzung des 
Kombinierten Verkehrs wird durch diese Beratungsleistung herabgesetzt.

*) Der Überschreitung der Drei-Wochen-Frist wurde zugestimmt.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 6372

3

Die Stärkung des Kombinierten Verkehrs spielt in weiteren Handlungsfeldern des 
Güterverkehrskonzepts eine Rolle. Die Handlungsfelder „Vernetzung“ und „Bin-
nenschifffahrt“ laden zum Austausch von Best Practice-Beispielen ein, sodass wei-
tere Akteure zur Nutzung des Kombinierten Verkehrs animiert werden. Mit der im 
März 2024 neu vom Ministerium für Verkehr veröffentlichten „Förderrichtlinie zur 
Dekarbonisierung des Güterverkehrs“ als Fortschreibung u. a. des Handlungsfel-
des „Gleisanschlüsse“ werden investive Maßnahmen gefördert, die mittelbar oder 
unmittelbar dem Güterumschlag auf klimafreundliche Verkehrsmittel dienen.

2.	�welche Terminals für den Kombinierten Verkehr wir derzeit in Baden-Württem-
berg haben;

In Baden-Württemberg gibt es ca. 25 Terminals für den Kombinierten Verkehr. 
Ungefähr ein Drittel dieser Terminals bietet trimodale Umschlagmöglichkeiten, 
also einen Umschlag vom Lkw auf Schiene sowie Binnenschiff und umgekehrt.

Konkrete Angaben zu Terminalstandorten werden im Ministerium für Verkehr 
nicht erhoben. Es gibt private Webseiten, die sich auf die Bereitstellung dieser In-
formationen spezialisiert haben. Terminalstandorte können z. B. über https://www.
intermodal-map.com/ abgerufen werden.

3.	�wie sich die Umschlagsmengen im kombinierten Verkehr in Baden-Württemberg 
in den letzten fünf Jahren entwickelt haben;

Es gibt keine statistischen Erhebungen, die sich allein auf Baden-Württemberg 
beziehen. Der Veröffentlichung „Verkehr in Zahlen 2023/2024“ des Bundesmi-
nisteriums für Digitales und Verkehr kann man entnehmen, dass der Kombinierte 
Verkehr in den Jahren 2018 bis 2022 sowohl bei Verkehrsaufkommen als auch bei 
Verkehrsleistung kontinuierlich ansteigt – mit Ausnahme des Corona-Jahres 2020, 
in dem ein leichter Rückgang zu verzeichnen ist. Es ist davon auszugehen, dass 
diese Entwicklung auf Baden-Württemberg ebenfalls zutrifft.

4.	�wie sie den künftigen Bedarf für neue Terminals oder den Ausbau der vorhande-
nen Terminals sieht;

Im Güterverkehrskonzept wird festgestellt, dass Baden-Württemberg insgesamt 
eine gute Infrastruktur für den Kombinierten Verkehr aufweist. Bedarfe für neue 
Terminal-Standorte gibt es weiterhin für den Raum Stuttgart, die Ortenau und den 
Bereich Oberschwaben. Aufgrund der in Ziffer 1 erwähnten prognostizierten Zu-
nahme des Kombinierten Verkehrs ist auch ein Ausbau der Bestandsterminals in 
Baden-Württemberg wünschenswert.

Der Raum Stuttgart wird durch das 2023 eröffnete neue Terminal in Horb entlastet. 
Des Weiteren wird für den Standort Reutlingen eine umfassende Machbarkeits-
studie im Jahr 2024 abgeschlossen. Für die Bedarfe im Raum Ortenau gibt es um-
fangreiche Planungen für ein Terminal in Lahr mit Anschluss an die Neubaustrecke 
im Rheintal. Für den Raum Oberschwaben liegen die Ergebnisse einer konkreten 
Standortbewertung vor, die unter Beteiligung von 45 Verladern und 20 Speditionen 
entstand. Insbesondere das Kompetenzzentrum Güterverkehr der Nahverkehrsge-
sellschaft Baden-Württemberg setzt sich im Nachgang zu dieser Bewertung dafür 
ein, auch in Oberschwaben einen geeigneten Standort zu identifizieren, auf dem 
ein Terminal umgesetzt werden könnte. Auch steht das Kompetenzzentrum Gü-
terverkehr mit regionalen Partnern in Kontakt, um Bedarfe für weitere Terminals 
oder sonstige Umschlaganlagen zu identifizieren und bei der Umsetzung zu unter-
stützen.

5.	�welche Neu- und Ausbauplanungen derzeit in Baden-Württemberg bestehen und 
wie deren Stand ist;

Dem Ministerium für Verkehr Baden-Württemberg sind Ausbaupläne der Deut-
schen Umschlaggesellschaft Schiene-Straße mbH (DUSS) bekannt. Von sechs 
Standorten insgesamt gibt es bei vier Standorten konkrete Ausbauplanungen. Alle 
Planungen zielen darauf ab, die Umschlagkapazitäten der Terminals zu erhöhen. 
Folgende Inbetriebnahmen sind vorgesehen:
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Kornwestheim: Ende 2025
Ulm–Dornstadt: 2028
Karlsruhe: 2028 (2. Ausbaustufe)
Basel–Weil am Rhein: Steht noch nicht fest. Bautätigkeit 1. Ausbaustufe 2025 bis 
2028, 2. Ausbaustufe voraussichtlich 2029 bis 2032

Weitere Informationen sind der Website https://www.umschlagbahnhoefe.de/ zu 
entnehmen.

Weiter sind dem Ministerium für Verkehr Ausbaupläne des Contargo-Terminals in 
Weil am Rhein bekannt.

Ferner wird auf die Stellungnahme zu Ziffer 4 verwiesen. Darüber hinaus liegen 
keine weiteren Informationen zu Ausbauvorhaben vor.

6.	�welche Fördermittel vonseiten des Bundes und des Landes für den Ausbau sol-
cher Terminals kurz- und mittelfristig zur Verfügung stehen;

Der Bund bietet mit der Richtlinie zur Förderung von Investitionen in Umschlag-
anlagen des Kombinierten Verkehrs ein attraktives Förderinstrument mit Förder-
quoten von bis zu 80 % an. Neue Terminalvorhaben sollten die Unterstützungs-
möglichkeiten dieser Förderrichtlinie in Anspruch nehmen. 

Bei kleinen Maßnahmen zur Erhaltung oder Effizienzsteigerung von Bestandster-
minals kommt die im März 2024 neu erlassene Richtlinie des Ministeriums für 
Verkehr zur Dekarbonisierung des Güterverkehrs infrage. Aufgrund der Deckelung 
der Fördersumme auf 300 000 Euro können im Bereich des Kombinierten Verkehrs 
kleinere Maßnahmen, wie z. B. die Beschaffung eines neuen Umschlaggeräts oder 
kleinere Instandhaltungsmaßnahmen, gefördert werden. Aber auch einzelne Maß-
nahmen, die aus der KV-Förderrichtlinie des Bundes herausfallen, könnten damit 
unterstützt werden. Für die Förderung im Rahmen der Richtlinie stehen pro Jahr 
zehn Millionen Euro Haushaltsmittel zur Verfügung. Das Kompetenzzentrum Gü-
terverkehr berät zu den möglichen Förderungen.

7.	�welche Maßnahmen zum Ausbau der Schieneninfrastruktur des Landes und des 
Bundes in Baden-Württemberg zur effizienten Nutzbarkeit durch den kombinier-
ten Güterverkehr sie für erforderlich hält;

8.	�welche grenzüberschreitenden Infrastrukturen insbesondere in die Schweiz und 
nach Frankreich zur effizienten Nutzung des Kombinierten Verkehrs sie für er-
forderlich hält;

Zu den Ziffern 7 und 8 wird aufgrund des Sachzusammenhangs gemeinsam Stel-
lung genommen.

Die Landesregierung hält die schnellstmögliche Realisierung aller Vorhaben des 
Bedarfsplans für die Bundesschienenwege für erforderlich. Der kombinierte Gü-
terverkehr ist auf leistungsfähige Zulaufstrecken und Verbindungen zwischen den 
Terminals angewiesen. Darüber hinaus bedarf es im Falle von Störungen oder ge-
planten Sperrungen, z. B. für die Instandhaltung, auch für den Güterverkehr nutz-
barer und leistungsfähiger Umleitungsstrecken.

Von besonderer Bedeutung für den kombinierten Güterverkehr sind folgende in 
Baden-Württemberg liegende Projekte aus dem Vordringlichen Bedarf des Be-
darfsplans für die Bundesschienenwege:
– ABS/NBS Stuttgart–Singen-Grenze D/CH
– ABS/NBS Frankfurt am Main–Mannheim
– ABS/NBS Mannheim–Karlsruhe
– ABS/NBS Karlsruhe–Basel
– ABS/NBS Appenweier–Kehl-Grenze D/F
– Ausbau des Großknotens Mannheim 
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Darüber hinaus wird von der Landesregierung erwartet, dass der Bund im Rahmen 
der Fortschreibung des Zielkonzeptes für den Deutschlandtakt den Güterverkehr 
insgesamt deutlich besser als bisher berücksichtigt und im Hinblick auf seine ei-
gene verkehrspolitische Zielsetzung, den Marktanteil der Güterbahnen auf min-
destens 25 Prozent zu erhöhen, umfassend entsprechende Maßnahmen (insbeson-
dere zur Kapazitätserweiterung) ausweisen wird.

Für den grenzüberschreitenden Kombinierten Verkehr ist zudem auch die schnellst-
mögliche Realisierung weiterer nicht in Baden-Württemberg befindlicher Vorha-
ben aus dem Bedarfsplan für die Bundesschienenwege erforderlich. Dieses betrifft 
insbesondere die Seehafenhinterlandverbindungen in Richtung Nordsee und in den 
Mittelmeerraum.

9.	�welche politischen Maßnahmen zur Umsetzung eines optimalen kombinierten 
Güterverkehrs aus Sicht der Landesregierung erforderlich sind;

Wichtig ist auch weiterhin eine auskömmliche Ausstattung der KV-Förderrichtlinie 
mit Fördermitteln des Bundes.

Neben dem Bau und Ausbau von Terminals sind für einen attraktiven und effizien-
ten Kombinierten Verkehr auch entsprechende Kapazitäten auf den Zulaufstrecken 
notwendig. In Baden-Württemberg befindet sich eine Vielzahl von Ausbau-, Elekt-
rifizierungs- und Reaktivierungsprojekten in Planung, bei denen eine Finanzierung 
über das Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz (GVFG) vorgesehen ist. Bei die-
sen ist die Planung der Infrastruktur jedoch auf den Personenverkehr ausgerich-
tet, da nur dies förderfähig ist. Die Landesregierung hat zusammen mit anderen 
Bundesländern bereits die Bundesregierung aufgefordert, die einer integrierten 
Infrastrukturplanung für den Personen- und Güterverkehr entgegenstehende För-
derlücke zu schließen, bisher jedoch leider keine Reaktion der Bundesregierung 
erhalten.

Darüber hinaus wird auf die Stellungnahme zu Ziffer 10 verwiesen.

10. �welche Auswirkungen sie von den derzeitigen Gesetzgebungsprozessen und 
weiteren Regularien auf Bundesebene und in der Europäischen Gemeinschaft 
für Baden-Württemberg erwartet.

Die europäische KV-Richtlinie befindet sich aktuell im Rahmen des Pakets zur 
Ökologisierung des Güterverkehrs in der Überarbeitung und sieht eine neue De-
finition für den Kombinierten Verkehr vor. Aktuell gilt neben der standardisierten 
Ladeeinheit ein Zu- und Nachlauf von 150 km Luftlinie zu einem Terminal als 
Kombinierter Verkehr. Dieses Streckenkriterium soll zugunsten einer Einsparung 
von 40 % der externen Kosten im Vergleich zum unimodalen Straßenverkehr wei-
chen. Ob dieses Kriterium für einen Transport erfüllt ist, soll sich zukünftig nach 
einer Eingabe über eine neu zu schaffende Online-Plattform ergeben. Durch diese 
abstrakte Definition wäre im Voraus zukünftig nicht mehr nachvollziehbar, ob es 
sich um Kombinierten Verkehr handelt oder nicht. Es deutet viel darauf hin, dass 
sich die Rahmenbedingungen für den Kombinierten Verkehr dadurch verkompli-
zieren und somit verschlechtern würden. Die Transportbranche schlägt stattdessen 
vor, Kombinierten Verkehr am Anteil der klimafreundlichen Transportmittel an der 
Gesamtstrecke festzumachen (z. B. müssten 60 % der Gesamtstrecke über Schiene 
oder Wasserstraße zurückgelegt werden, um als Kombinierter Verkehr zu gelten). 
Das Ministerium für Verkehr setzt sich auf EU-Ebene für eine klare, unkomplizier-
te Definition des Kombinierten Verkehrs ein.

In die neue TEN-V-Verordnung wurden die betrieblichen Anforderungen für die 
Schienengüterverkehrskorridore aufgenommen. Es sollen bessere und schnellere 
Verbindungen gewährleistet werden sowie eine bessere Integration von Häfen und 
multimodalen Güterterminals in das TEN-V-Netz. Dies wird als positiv erachtet. 
Bedauerlich ist, dass Englisch nicht als Verkehrssprache in der TEN-V-VO durch-
gesetzt werden konnte. 

Die Einigung der EU Gesetzgeber auf die Verschärfung der CO2-Emissionsnormen 
für neue schwere Nutzfahrzeuge führt dazu, Investitionen in innovative und emis-
sionsfreie Technologien zu lenken. Es ist wünschenswert, dass der Straßengüter-
verkehr insbesondere auch als Teil des Kombinierten Verkehrs dekarbonisiert wird.



Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 6372

6

Im Rahmen der Überarbeitung der Richtlinie zu Gewichten und Abmessung wird 
eine Erhöhung des zulässigen Gesamtgewichts für emissionsfreie Nutzfahrzeuge 
auf 44 Tonnen diskutiert. Außerdem ist momentan angedacht, dass konventionelle 
Nutzfahrzeuge im grenzüberschreitenden Verkehr bis zum Jahr 2035 mit 44 Ton-
nen fahren dürfen. Bisher war dem Kombinierten Verkehr in Deutschland exklusiv 
ein Transport von 44 Tonnen auf öffentlichen Straßen im Vor- und Nachlauf zu 
Terminals vorbehalten. Dieses Privileg würde aufgrund der aktuell diskutierten 
Änderungen entfallen. 

Die Bundesrepublik Deutschland macht sich auf EU-Ebene dafür stark, dass die 
Eurovignettenrichtlinie hinsichtlich einer Mautbefreiung im Zu- und Nachlauf des 
Kombinierten Verkehrs angepasst wird. Baden-Württemberg unterstützt dieses 
Vorhaben.

Hermann 
Minister für Verkehr


